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Beratungsfolge Termin 
Gemeindevorstand 11.08.2026 
Haupt-, Finanz- und Sozialausschuss 26.08.2026 
Gemeindevertretung 03.09.2026 

 
Unbefristete Niederschlagung Gewerbesteuer 
 
Sachdarstellung: 
Der Debitor 300366 weist einen Gesamtrückstand in Höhe von 10.367,80 € auf. Dieser setzt sich 
aus Gewerbesteuerforderungen für die Jahre 2021 (7.953,40 € zzgl. Verspätungszinsen in Höhe 
von 83,00 €) und 2022 (1.623,40 €) sowie Mahn- und Vollstreckungskosten in Höhe von insgesamt 
708,00 € zusammen. 
 
Das Finanzamt setzte den Gewerbesteuermessbetrag für das Jahr 2021 im November 2023 auf 
Grundlage der im August 2023 eingereichten Steuerunterlagen fest. Der Gewerbesteuermessbe-
trag für das Jahr 2022 wurde im Juli 2024 auf Grundlage der im Juli 2024 übermittelten Unterlagen 
festgesetzt. Die Gemeinde erließ daraufhin die entsprechenden Gewerbesteuerbescheide im Mai 
2024 beziehungsweise August 2024. 
 
Da die Forderungen trotz Mahnung nicht beglichen wurden, wurde die Vollstreckung eingeleitet. Im 
Rahmen des Vollstreckungsverfahrens wurde im Oktober 2025 festgestellt, dass die GmbH ihren 
Geschäftsbetrieb am Unternehmenssitz eingestellt hatte und dort nicht mehr ansässig war. Wei-
tere Ermittlungen ergaben, dass der/die Geschäftsführer/in bereits im Juni 2024 gemeinsam mit 
Familienangehörigen nach Nordmazedonien verzogen war. Das Gewerbe wurde daraufhin von 
Amts wegen abgemeldet. 
 
Eine Beitreibung der Forderung ist unter den gegebenen Umständen nicht möglich. Aufgrund des 
dauerhaften Auslandsaufenthalts des/der Geschäftsführers/in sowie der fehlenden Vollstreckungs-
möglichkeiten ist die Forderung als uneinbringlich anzusehen. Die Verwaltung empfiehlt daher, die 
unbefristete Niederschlagung. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der unbefristeten Niederschlagung der Gewerbesteuer des Debitors Nr. 300366 in Höhe von 
9.659,80 €, sowie der Nebenfordrung in Höhe von 708,00 € wird zugestimmt (Gesamt: 10.367,80 
€). 
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